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XIII. ı) 


Die akademiſchen Vereine. 


Vor einer Reihe von Jahren haben wir in dieſem Blarte die 
Frage erörtert, wie ſich das Verhältniß der Disciplinarordnung für die 
Univerſitäten von 1849 zu dem Vereins⸗ und Verſammlungsgeſetze von 
1867 geſtalte Y). 

Wir ſind damals zu dem Schluſſe gekommen, daß die Geltung 
der Beſtimmungen der Disciplinarordnung über das Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsrecht der Studenten durch die Geſetze vom 15. November 1867 
nicht berührt worden ſei, obwohl in den Erläſſen des Miniſteriums des 
Innern vom 10. April und 10. Juli 1868 (3. 1417 und 4873) 
theilweiſe eine entgegengeſetzte Auffaſſung dieſes Rechtsverhältniſſes ſeſt⸗ 
geſtellt war. 


Seit dieſer Zeit iſt ein neuer Verſuch gemacht worden, die eine 
der ſtrittigen Fragen, nämlich jene des ſtudentiſchen Vereinsrechtes, zu 
löſen. Das Miniſterium des Innern iſt im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für Cultus und Unterricht „in Sachen der Studentenver⸗ 
bindungen“ zu dem Erlaſſe an alle Landesſchefs vom 1. Juni 1876, 
3. 2209, geſchritten und das Miniſterium für Cultus und Unterricht 
hat mit Erlaß vom 20. Juni 1876, 8. 7914, den Rectoraten nebſt 
ſpeciellen Weiſungen in disciplinärer Hinſicht den genannten Erlaß 


) Vgl. Nr. 51 und 52 des Jahrganges 1877 dieſer Zeitſchrift. 
) Vgl. Nr. 50 des Jahrganges 1872 dieſer Zeitſchrift. 


des Miniſteriums des Junern zur Verlautbarung an die Studenten und 
zur ſtrengen Ueberwachung ſeiner Befolgung mitgetheilt 3). 

| 
| 


) Vgl. Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht ex 1876, Nr. 24. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 20. Juni 1876, 
3. 7914, an die Rectorate aller Univerſitäten, techniſchen. Hoch- 
ſchulen, der Academie der bildenden Künſte und der Handels⸗-Hoch⸗ 
ſchule in Wien, mit Weiſungen in Sachen der Studentenverbin⸗ 
dungen. 

| In der Anlage erhält das Rectorat einen Erlaß des Herrn Miniſters des 
Innern in Sachen der Studenten verbindungen, welcher unter Einem an ſämmt⸗ 
liche Landeschefs ergeht. 

| Das Rectorat wird aufgefordert, dieſen Erlaß deu Studirenden bekannt 
zu geben und die Befolgung desſelben, ſoweit dies in den Wirkungskreis der 
akademiſchen Behörden gehört, ſtrenge zu überwachen. 

Bei dieſem Anlaſſe bringe ich zugleich in Erinnerung, daß zwar die Stu⸗ 
dentenverbindungen als ſolche nicht der akademiſchen, ſondern der allgemeinen 
Vereinsaufſicht unterliegen, daß aber die Studirenden perfönlich auch für Jenes, 
was ſie in der Eigenſchaft als Mitglieder eines Vereines unternehmen, ihren 
akademiſchen Behörden verantwortlich bleiben und hiefür in Disciplinarbehandlung. 
gezogen werden können. 

Eine ſolche Disciplinarbehandlung wird insbeſondere ſtets dann einzuleiten 
fein, wenn dem Rectorate ſeitens der politiſchen Behörde die Anzeige zukommt, 
| daß einer Studentenverbindung eine Verwarnung ertheilt, oder daß die Auflöſung 


einer ſolchen Verbindung rechtskräftig beſchloſſen wurde. 

Endlich iſt bei dieſem Anlaſſe den Studirenden bekaunt zu geben, daß ſich 
in Hinkunft als „Studenten verbindungen“ oder als „akademiſche“ Verbindungen 
nur ſolche Vereine werden conſtituiren dürfen, welche ausſchließlich aus Studi⸗ 
renden beſtehen. 

Anmerkung. Der mitgetheilte Erlaß des Miniſters des Innern lautet: 


Erlaß des Miniſters des Innern im Einvernehmen mit dem Mini⸗ 
fter für Cultus und Unterricht ddo. 1. Juni 1876, 8. 2209, an alle 
Landeschefs in Sachen der Studenten verbindungen. 

Im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
findet das Miniſterium des Innern in der Erwägung, daß weder das Geſetz 
über das Vereinsrecht vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, noch auch 
ein anderes ſeither erfloſſenes Geſetz Sonderbeſtimmungen über Studentenvereine 
enthalten, hiermit anzuordnen, daß alle bereits beſtehenden Studentenverbindungen, 
welche als Vereine im Sinne des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, anzuſehen und nicht bereits nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes gebildet 
ſind, ſich bei Vermeidung der gefetzlichen Folgen binnen drei Monaten vom Tage 
der Verlautbarung dieſer Anordnung den gedachten Vorſchriften gemäß zu beneh⸗ 
men, ſomit umzubilden, oder aber aufzulöſen haben, daß ferner alle künftig ent⸗ 
ſtehenden ſolchen Verbindungen nur nach den Beſtimmungen des mehr bezogenen 
Geſetzes fich conſtituiren dürfen. 

Die akademiſchen Behörden, namentlich die Rectorate der Univerſitäten, 
der techniſchen Hochſchulen, der Akademie der bildenden Künſte und der Handels⸗ 
hochſchule in Wien ſind durch das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
angewieſen worden, den Studirenden der Hochſchulen dieſe Anordnung durch 
Anſchlag auf dem ſchwarzen Brette bekannt zu geben. Dabei wird auch verlaut⸗ 
bart, daß die Studirenden für ihre Haltung als Angehörige eines Vereines — 
unabhängig von den im Vereinsgeſetze geſetzten Folgen — auch ihrer akademiſchen 
Disciplinarbehörde verantwortlich bleiben, weßhalb immer, wenn gegen einen 
derartigen Verein eine Verfügung nach dem Vereinsgeſetze Platz greift, davon die 
betreffende akademiſche Disciplinarbehörde in Kenntniß zu ſetzen ſein wird. 

Ich erſuche nun Hochdieſelben die mit der Durchführung des Vereins⸗ 
geſetzes und der bezüglichen ſtaatlichen Aufſicht betrauten Organe hievon ent⸗ 


A 
7. 


Wir wollen daher heute unterſuchen, ob und iuwieferne die Herr⸗ 
ſchaft der viel beſtrittenen Disciplinarnormen von 1849 etwa jetzt, durch 
die bezogenen Erläſſe von 1876, erſchüttert iſt. Das Verſammlungsrecht 
der Studenten bleibt hiebei ſelbſtverſtänd ich außer Frage, da es von 
den Verordnungen des Jahres 1876 gar nicht berührt wurde, wir 
beſchränken demzufolge das Thema der Discuſſion, ſtatt fie wie vor 
Jahren über das akademiſche Vereins- und Verſammlungsrecht zugleich 
zu führen, von vorneherein auf das akademiſche Vereinsrecht ganz allein. 

Die Disciplinarordnung ſtreift das Vereinsrecht in drei Bezie⸗ 
hungen, zunächſt in der Negation von Corporationsrechten für die Ge— 
ſammtheit der Studirenden einer Facultät oder Univerſität (8 6), ſodann 
in der Berechtigung des Senates, den Studirenden die Theilnahme an 
beſtimmten Vereinen Nichtſtudirender zu unterſagen ($ 12), endlich in 
dem allgemeinen Verbot von Studentenverbindungen (8 11). Die in 
Rede ſtehenden Miniſterialverordnungen haben ſich nicht auf alle 
drei bezeichneten Punkte ausgedehnt, der erſte und zweite werden von 
ihnen vielmehr gar nicht berührt. Sie normiren nur, ein jeder von 
feinem Standpunkte aus, folgende drei Dinge: erſtens, daß die Stu⸗ 
dentenverbindungen unter die Herrſchaft des Vereinsgeſetzes fallen, 
zweitens, daß wegen vereinsgeſetzlicher Ueberſchreitungen von Seite der 
Studenten die akademiſche Disciplinargewalt ſtets in Anſpruch genom⸗ 
men werde, drittens, daß Studentenverbindungen nur aus Studenten 
beſtehen dürfen. 

In welchem Verhältniſſe ſtehen nun dieſe Normen zur Disci⸗ 
plinarordnung? Die Beurtheilung dieſes Verhältniſſes wird durch den 
Umſtand ſehr erſchwert, daß die Terminologie der in Rede ſtehenden 
Erläſſe in Sachen der Studentenverbindungen eine unklare, ja jene des 
entſcheidenden Erlaſſes, nämlich des Erlaſſes des Miniſteriums des 
Innern, eine ſchwankende und widerſpruchsvolle iſt. Wir müſſen daher, 
ehe wir in die Erörterung eintreten, die maßgebenden Begriffe umſtänd⸗ 
lich unterſuchen und vor allem jenen Begriff außer Zweifel ſtellen, 
welchen die Disciplinarordnung, und jenen, welchen der Erlaß des 
Miniſteriums des Innern!) mit dem Terminus „Studentenverbin⸗ 
dungen“ verknüpft. 

Was zunächſt den von der Disciplinarordnung ſeſtgehaltenen 
Begriff betrifft, ſo iſt dieſer unſeres Erachtens kein anderer als 
jener der ſtudentiſchen Tradition. Die Studentenverbindungen ſind eine 
beſtimmte Species ſtudentiſcher Vereine und keineswegs mit letzteren 
überhaupt identiſch; denn das Verbot der Studentenverbindungen, wie 
es in die Diseiplinarordnung übergegangen iſt, wurzelt in geſchicht⸗ 
lichem Boden, in der durch die hiſtoriſchen Vorausſetzungen gegebenen 
Beſchränkung muß es daher begriffen werden. Als ein Verbot beſt im m⸗ 
ter ſtudentiſcher Vereine hat auch die Praxis bis zum Jahre 1868 
das Verbot der Studentenverbindungen ſtets behandelt, die zahlreichen 
ſtudentiſchen Geſangs⸗, Leſe⸗, Turn⸗, Unterſtützungsvereine u. a. m., 
die ſich unter der Herrſchaft der Disciplinarordnung und des Vereins⸗ 
geſetzes von 1852 auf Grund des letzteren gebildet, ſind deſſen Zeuge. 
Die „freien Vereine“, um einen ſtudentiſchen Terminus zu gebrauchen, 
ſind von dem Verbot der Studentenverbindungen nie berührt geweſen, 
das Object desſelben waren ſtets nur jene in den ſtrengen Formen der 
Tradition des deutſchen Studentenlebens verbundenen Vereinigungen, 
welche über enger begrenzte Ziele hinaus ſich die Gründung eines feſt⸗ 
geſchloſſenen Freundſchaftsbundes zu Schutz und Trutz zur Aufgabe 
ſetzten. Corps, Burſchenſchaften, Landsmannſchaſten und die dieſen ver⸗ 
wandten Gebilde ſollten unterſagt ſein, aber keine anderen, darüber 
kann unſeres Erachtens gar kein Zweifel beſtehen. 


Der Erlaß des Miniſteriums des Innern bezieht ſich nun aller⸗ 
dings an keiner Stelle ausdrücklich auf die Disciplinarordnung, daß er 
aber urſprünglich nur die von letzterer als Studentenverbindungen 
betrachteten Vereine ins Auge faſſen ſollte, dies geht. aus dem weſent⸗ 
lichen Inhalt ſeiner normativen Tendenz hervor. Sein nächſtes Ziel 
war es, jede Sonderſtellung ſtudentiſcher Vereine zu vernichten, er konnte 


ſprechend zu verſtändigen, die genaue Durchführung der getroffenen Maßregeln zu 
überwachen und über dieſen Gegenſtand bis 1. September d. J. zu berichten. 

Uebrigens möchte ich bei dieſem Anlaſſe nicht unbemerkt laſſen, daß Vereine, 
welche ſich als Studentenverbindungen bezeichnen oder geriren, z. B. das Prädicat 
„akademiſch“ oder ein analoges führen, nur aus Studirenden beſtehen dürfen. 

5) Wir legen der ganzen Erörterung den Erlaß des Miniſteriums des 
Innern zu Grunde, weil nur dieſer unmittelbare Bedeutung für das Vereinsrecht 
hat; der parallel gehende Erlaß des Minifteriums für Cultus und Unterricht 
kommt nur in disciplinärer Hinſicht in Betracht. 
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ſich daher nur mit beſtimmten Gruppen derſelben befaſſen, nämlich mit 
jenen, welche man auf Grund der Disciplinarordnung für verboten, alfo 
von der Anwendung des Vereinsgeſetzes eximirt gehalten hatte. Für die 
ſtudentiſchen Vereine, welche eines verbindungsartigen Charakters ent⸗ 
behren, bedurfte es einer neuen Verordnung mit nichten, um die An⸗ 
wendung des Vereinsgeſetzes von 1867 zu begründen, für dieſe war 
eine jede dahin zielinde Verordnung gegenſtandslos. Der erſte Abſatz 
der Verordnung, welcher erklärt, daß die Studentenverbindungen dem 
Vereinsgeſetze von 1867 unterſtehen, die beſtehenden Verbindungen ſich 
daher binnen drei Monaten aufzulöſen oder auf Grund des Vereins⸗ 
geſetzes zu conſtituiren haben und die künftig entſtehenden ſich nur auf 
Grund des letzteren bilden dürfen, hat auch ganz entſchieden die Ver⸗ 
bindungen im Sinne der Disciplinarordnung, die Verbindungen im 
techniſchen Sinne im Auge. 

Anders in dem zweiten Abſatze. Hier wird verordnet, daß, da 
die Studireuden für ihre Haltung als Angehörige eines Vereines auch 
ihrer akademiſchen Disciplinarbehörde verantwortlich bleiben, die letztere 
immer in Kenntniß zu ſetzen ſei, wenn gegen einen derartigen Verein 
eine Verfügung nach dem Vereinsgeſetze Platz greife, hier iſt demnach 
zweifellos an alle Studentenvereine ohne Unterſchied gedacht. 

Im letzten Alinea wird ſchließlich normirt, daß Vereine, welche 
ſich als Studentenverbindungen bezeichnen oder geriren, z. B. das Prä⸗ 
dicat „akademiſch“ oder ein analoges führen, nur aus Studirenden 
beſtehen dürfen. Hier wird die Frage ſchwierig. 

Jeder Kenner der einſchlägigen Verhältniſſe wird ohne Zweifel 
zugeben, daß dieſe Exemplification das Weſen einer Verbindung nicht 
trifft, daß ein Verein, und ſei es auch ein auf Studenten beſchränkter 
Verein, welcher ſich einen „akademiſchen“ nennt, dadurch allein nicht 
zur Studentenverbindung wird; hier muß die Verordnung demnach einen 
anderen Begriff adoptirt haben und unter Studenten⸗Verbindung einen 
Studenten⸗Verein überhaupt verſtehen. 

Dieſe Auffaſſung wird überdies dadurch in zwingender Weiſe 
unterſtützt, daß das neue aufgeſtellte Verbot der Aufnahme von Nicht⸗ 
ſtudenten auſ die Verbindungen ſtrenger Obſervanz am allerwenigſten 
paßt. Dieſe Verbindungen ziehen ja ihre Lebenskraft aus der ſtudentiſchen 
Excluſivität und die „alten Häuſer“, welche nach Abſolvirung der Stu⸗ 
dien etwa noch im Kouleurverbande bleiben, haben keinen Antheil an 
der activen Mitgliedſchaft. Anders ſteht es mit den übrigen akademiſchen 
Vereinen. Dieſe greifen in der Regel allerdings über die engſten 
ſtudentiſchen Kreiſe hinaus und daher muß das Verbot als gerade auf 
ſie berechnet gelten. 

Will man alſo aus der widerſpruchsvollen Textirung einen Aus⸗ 
weg finden, ſo gibt es keinen anderen als anzuerkennen, daß derſelbe 
Terminus in der Verordnung bald in dieſem, bald in jenem Sinne 
gebraucht wird, daß der Erlaß des Minifteriums des Innern unter 
dem Ausdruck „Studenten⸗Verbindungen“ bald die Verbindungen im 
techniſchen Sinne, d. i. im Sinne der Disciplinarordnung, bald aber 
Studentenvereine überhaupt begreift >). 

Es iſt nun unſere Aufgabe, auf Grund dieſer Interpretation die 
juriſtiſchen Conſequenzen der Verordnung zu ziehen. 
| Was znnächſt die Studentenverbindungen im e. ©. betrifft, jo 

wäre nach Alinea 1 das in der Disciplinarordnung enthaltene Verbot 


derſelben durch das Vereinsgeſetz eo ipso aufgehoben, „da dieſes keine 
Sonderbeſtimmungen über Studentenvereine enthalte“. 

Wir können dem unmöglich beipflichten. Wir haben eine entgegen⸗ 
ſtehende Anſicht vor Jahren in dem Eingangs eitirten Aufſatze ent⸗ 
wickelt und halten daran auch heute feſt, denn, wie wir behaupten, 
kennt das Vereiusgeſetz die geleugnete Exemtion. Das Vereinsgeſetz hat 
ausdrücklich (8 6) nur jene Vereine als zuläſſig erklärt, welche weder 
geſetz⸗ noch rechtswidrig ſind, es hat ſomit alle jene Vereinsbildungen 
von vorneherein ausgeſchloſſen, welche von dem Verbote durch ſpecielle 
oder allgemeine Vorſchriften betroffen find. Wollte man dies nicht 
zugeben, dann würde der formellen Norm des Vereinsgeſetzes, daß ein 
geſetz» oder rechtswidriger Verein nicht gebildet werden dürfe, jeder 
materielle Inhalt fehlen; denn das Vereinsgeſetz enthält auch nicht 
einen Anhaltspunkt, um die Geſetz⸗ oder Rechtswidrigkeit einer 
Vereinsgründung zu beurtheilen, dieſe muß vielmehr aus unabhängig 


5) Der Erlaß des Unterrichtsminiſteriums thut dies allerdings nicht; als 
Studentenverbindungen werden hier offenbar ſtets Studentenvereine im Allgemeinen 
in's Auge gefaßt. 


= ul — 


vom Vereinsgeſetze exiſtirenden Criterien erſchloſſen werden. Sit dies Anders verhält es ſich aber mit der einſchneidenden Norm des 
richtig, ſo iſt aber auch kein Grund vorhanden, um etwa das Strafgeſetz letzten Abſatzes, denn dieſe greift, ſo unſcheinbar ſie ſich auch einführt, 
allein zur maßgebenden Richtſchnur zu erheben, ſondern der rechtswidrige als etwas, was man nur nebenbei erwähnen muß, was man nicht 
Charakter einer Vereinsbildung liegt vor, wenn dieſelbe irgend einer unbemerkt laſſen kann, in das Vereinsrecht ſelbſt in beſchränkender Weiſe 
rechtlichen Norm widerſtreitet. ein. Das Novum, daß aus dem Studentenleben hervorgegangene Vereine 
Wir müſſen daher die von der Miniſterial⸗Verordnung vorge⸗ | ausnahmslos nur aus Studenten beſtehen dürfen, fordert nothwendig 
nommene Interpretation des Vereinsgeſetzes unbedingt verwerfen und | die Kritik heraus. f ER 
können nur fragen, ob nicht etwa ganz abgeſehen von dieſer Inter⸗ Es kann den Studirenden allerdings ſchon nach der Disciplinar⸗ 
pretation die Verordnung ſelbſt conſtitutive Kraft beſitzt, ob vielleicht ſie | ordnung ($ 12) von dem akademiſchen Senate unterſagt werden, ſi 
ſelbſt durch ihre beſtimmte Anordnung, die Studentenverbindungen an beſtimmten Vereinen Nichtſtudirender au betheiligen; allein etwas 
müßten ſich binnen 3 Monaten auf Grund des Vereinsgeſetzes umbilden ganz anderes, weſentlich Neues iſt es, dieſes Disciplinarrecht zu einer 
oder auflöſen, der Disciplinarordnung derogirt und die Studentenver⸗ Beſchränkung des Vereinsrechtes ſelbſt zu erheben, welche, die Rechts⸗ 
bindungen unter das gemeine Recht geſtellt habe. ſphäre der Studenten und Nichtſtudenten in gleicher Weiſe berührend, 
Aber auch dieſe Frage müſſen wir verneinend beantworten. von der Vereinsbehörde gehandhabt werden ſoll. Um eine ſolche Neuerung 
Der wiederholt citirte Erlaß des Miniſteriums des Innern iſt zur Norm zu erheben, um die Beſchränkung des Vereinsrechtes, daß 
niemals allgemein kundgemacht worden (die gelegentliche Publication akademiſche Vereine nur Studenten als Mitglieder aufnehmen dürfen, 
als Adnex einer Verordnung des Unterrichtsminiſteriums im Verordnungs⸗ als neues Recht zu ſchaffen, dazu beſitzt eine Inſtruction der Behörden 
blatte des letzteren und der Anſchlag am ſchwarzen Brette der Uni- nie und nimmer die erforderliche Kraft. Wir beziehen uns einfach auf 
verfität kann nicht als ſolche gelten ©), es fehlt ihr ſomit das erſte das oben Geſagte, denn wir haben dem zwingenden Inhalte der ſtaats⸗ 
Erforderniß einer über eine Inſtruction der Behörden hinausreichen⸗ grundgeſetzlichen Beſtimmung nichts beizufügen. n 
den normativen Kraft. Und wäre dem auch nicht ſo, vermöchte Innerhalb des Rahmens des geltenden Rechtes findet ſich aber 
ferner ein Erlaß des Miniſteriums des Innern eine Beſtimmung der noch weniger eine Handhabe zu einem ſolchen Verbote. Hat doch ſchon 
Disciplinarorduung für Univerſitäten zu beſeitigen ), jo beſtreiten wir das Reichsgericht erkannt (Erkenntniß vom 26. Juni 1870, 3. 82), 
die Möglichkeit, daß auf dem Gebiete des Vereinsweſens neues Recht daß die Unpaſſendheit des für einen zu bildenden Verein gewählten 
durch eine Verordnung geſchaffen werde, ebenſowohl in dem Falle, daß Namens, wenn demſelben nicht der Charakter der Rechts⸗ oder Geſetz⸗ 
eine Erweiterung, als daß eine Beſchränkung des geltenden Rechtes widrigkeit oder der Staatsgefährlichkeit aufgeprägt erſcheint, für ſich 
angeſtrebt wird. Das Staatsgrundgeſetz hat durch ſeine präciſe Norm allein kein geſetzlicher Grund iſt, die Bildung eines Vereines zu verbieten 0. 
jeden Zweiſel darüber beſeitigt, daß die Ausübung des Rechtes, Vereine Wir verkennen durchaus nicht, daß der Einfluß außer der Univerſität 
zu bilden, nur im Wege des Geſetzes geregelt werden könne ®). ſtehender Elemente auf die akademiſchen Corporationen unter Umſtänden 
Es iſt nun allerdings richtig, auf Grund des Miniſterial⸗Erlaſſes ſeine bedenkliche Seite haben kaun, wir geben auch gerne zu, daß die 
von 1876 wird ſich eine conſequente Praxis der Behörden bilden, Einwirkung der Docenien auf das ſtudentiſche Vereinsleben mit großem 
die Verbindungen werden auf Grund des Vereinsgeſetzes allgemein an⸗ | Tacte geübt werden muß, wenn fie das akademiſche Verhältniß nicht 
erkannt werden, wenn fie es trotz der vor Jahren beſprochenen Erläſſe ſtören ſoll, allein von dieſen Erwägungen und Rückſichten bis zu einem 
von 1868, welche ähnlichem Ziele zuſteuerten, noch nicht waren. Von allgemeinen Verbot iſt noch ein weiter Schritt. Die in Rede ſtehenden 
Seite der Verbindungen iſt ferner ein Widerſtand gegen den Zwang, ſich Verhältniſſe find nicht künſtliche, ſondern fie entwickeln ſich naturgemäß, 
auf Grund des Vereinsgeſetzes zu conſtituiren, nicht zu erwarten, da ſie wo immer ſtudentiſches Vereinsleben ſich entfaltet. Es iſt zunächſt das 
ja damit nur die Fortexiſtenz des Verbotes der Disciplinarordnung zur Gel- Intereſſe der Stabilität des Vereinslebens, welches dazu beſtimmt, die⸗ 
tung bringen würden. Es kann ſomit ſein, daß letzteres außer Uebung jeuigen, welche einem Vereine als Studenten angehört haben, auch nach 
kommt, aber nichts ſchützt dagegen, daß einmal plötzlich wieder auf die Abſolvirung ihrer Studien in demſelben zu belaſſen, und nicht minder 
Disciplinarordnung zurückgegriffen werde. Eine Klarſtellung dieſer Ver⸗ muß das Beſtreben der Profeſſoren und Docenten naturgemäß dahin 
hältniſſe erwarten wir daher erſt von einem Act der Geſetzgebung, gehen, Einfluß auf das ſtudentiſche Vereinsleben zu gewinnen, ſowie 
nämlich von einer Reform der Disciplinarordnung ſelbſt, und wir jenes der ſtudentiſchen Vereine, ſich der Unterſtützung durch die akade⸗ 
hoffen, daß mit dieſer das Ueberbleibſel der Karlsbader Beſchlüſſe aus miſchen Lehrer zu verſichern. 8 
unſerem akademiſchen Leben formell und endgiltig verſchwinden werde. Die Theilnahme von Nichtſtudenten, ſpeciell von Profeſſoren, an 
Wir kommen nun zu den Beſtimmungen des zweiten Abſatzes akademiſchen Vereinen iſt daher auch unter der Herrfchaft des Vereins⸗ 
der Verordnung des Miniſteriums des Innern. Bei dieſen haben wir geſetzes von 1852 anſtandslos geſtattet geweſen, ſowie neun Jahre 
ganz kurz zu verweilen, denn fie ruhen auf unanſechtbarer Grundlage. unter jener des Vereinsgeſetzes von 1867 1), der ofterwähnte Miniſterial⸗ 
Die Weiſung an die Vereinsbehörden, von jeder Verfügung gegen einen erlaß von 1876 wollte dies zum erſten Male unmöglich machen. Es 
Studentenverein die betreffende akademiſche Disciplinarbehörde in Kennt⸗— —_ 
niß zu ſetzen, hat lediglich der Charakter einer Inſtruction der Behör⸗ der akademische Senat zu verftändigen und demſelben nach vollführter Unter- 
den; ihre Rechtskraft kann daher nicht beweifelt werden, fie wurzelt ſuchung das erfloſſene Urtheil bekannt zu geben iſt.“ Ein Novum liegt daher in 
ferner ſo ſehr in der Natur der Sache, daß ſich gegen ſie auch in der Verordnung von 1876 nur in ſo weit vor, als die Anzeige an die Disci⸗ 
itoriſcher Hinſicht kaum etwas einwenden läßt 9). plinarbehörde nunmehr auch zu erſtatten ift, wenn eine „Verſügung“ gegen einen 
mert Studentenverein ohne vorgängige Unterſuchung gegen beſtimmte Mitglieder erfolgt. 
— nn Ein ſolcher Fall könnte z. B. eintreten bei der Unterſagung oder Schließung 
6) Allerdings ſchreibt der § 72 der allgemeinen Anordnungen über die einer Vereinsverſammlung, bei der Auflöſung eines Vereines u. ſ. w. Das 
Facultätsſtudien vor, daß „die Studirenden von den Anſchlägen auf dem Unterrichtsminiſterium hat in feinem Parallelerlaſſe die Sache dahin exemplifieirt, 
ſchwarzen Brette Kenntniß zu nehmen, und Alles was von Seite der akademiſchen daß eine Disciplinarbehandlung insbeſondere ſtets dann einzuleiten ſei, wenn 
Behörden oder der Quäſtur auf demſelben angeſchlagen worden iſt, als gehörig dem Rectorate Seitens der politiſchen Behörde die Anzeige zukomme, daß einer 
kundgemacht und als diejenigen, die es angeht, verpflichtend anzuſehen haben.“ Studentenverbindung eine „Verwarnung“ ertheilt, oder daß die „Auflöſung“ 
Allein das Verbot oder die Geſtattung der Studenten verbindungen iſt nicht derſelben rechtskräftig beſchloſſen worden ſei. Das letztere iſt mit dem Erlaß des 
etwas, das die Studenten allein „angeht“, im G⸗gentheile, man kann ſagen, daß Miniſteriums des Innern vollſtändig im Einklang, eine Verwarnung“ hingegen 
es ſich bei dem Verbote der Studentenverbindungen zunächſt um allgemeine und können wir als eine „Verfügung nach dem Vereinsgeſetze nicht betrachten, denn 
nicht um akademiſche Intereſſen handelte, denn die Discipfinarordnung ſelbſt hat das Vereinsgeſetz kennt unſeres Wiſſens Verwarnungen überhaupt nicht. Der Begriff 
ja zur Execution ihres Verbotes nicht die akademiſchen, ſondern die allgemeinen der „Verwarnung“ war ſelbſt dem Vereinsgeſetze von 1852 nicht eigen und 


bürgerlichen Behörden berufen. kommt nur in dem Preßgeſetze von 1852 vor. . j 

) Die durch Miniſterial⸗Erlaß vom 13. October 1849, R. G. Bl. 1c) Im vorliegenden Falle wäre es überdies erſt die Frage, ob nicht, um 
Nr. 416, verlautbarte Disciplinarordnung iſt mit der a h. Entſchließung vom bei dem von dem Erlaſſe gebrauchten Beiſpiele zu bleiben, die Bezeichnung eines 
11. October 1849 genehmigt worden, ſie muß daher als Geſetz gelten. rein ſtudentiſchen Vereines als eines akademiſchen“ die weniger richtige wäre, als z. B. 


) Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger (R. jene eines Vereines, der beide Glieder der „Akademie“, Profeſſoren und Studenten, 
G. Bl. Nr. 142 ex 1767), Artikel 12: „Die öſterreichiſchen Staatsbürger haben oder nur die leitenden Glieder derfelben, die Profeſſoren, umfaßt. So lange die 
das Recht, ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden. Die Ausübung dieſer officielle Terminologie „Akademien“ der Wiſſenſchaften, „akademiſche“ Behörden, 
Rechte wird durch beſondere Geſetze geregelt“. zakademiſche“ Senate u. ſ. w. kennt, iſt es wenig folgerichtig, die Studenten auf 
) Schon die Disciplinarordnung hatte feſtgeſetzt (8 5), daß, „wenn ein dem Gebiete des Vereinsrechtes als die einzigen Träger akademiſchen Weſens 
Studirender wegen einer Uebertretung der beſtehenden allgemeinen Geſetze von hinſtellen zu wollen. >. 
anderen als den akademiſchen Behörden in Unterſuchung gezogen wird, hiervon 17) Vgl. Prucha, Polizeipraxis, S. 298. 


iſt dem letzteren aber bis jetzt nicht gelungen, eine übereinſtimmende 
Praxis der Statthaltereien zu bewirken, offenbar in Folge ſeiner unklaren, 
ſchwankenden Terminologie, es iſt uns ſowohl ein Fall bekannt, in 
welchem die Statutenbeſcheinigung wegen der in Ausſicht genommenen 
Betheiligung von Profeſſoren verweigert, als ein anderer, in welchem 
die Statutenerneuerung auf Grund gemiſchter Mitgliedſchaft ausdrücklich 
zur Kenntniß genommen wurde. Der Grund, zu einer neuen normativen 
Regelung dieſer Frage zu ſchreiten, iſt ſomit vorhanden und wir hoffen, 
daß durch eine ſolche die beſprochenen engherzigen Beſtimmungen beſeitigt 
werden, welche die naturgemäße Entwicklung des akademiſchen Vereins⸗ 
lebens von vorneherein hindern müſſen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob nach dem n. ö. Wildſchongeſetze vom 19. Februar 
1823 während der Schonzeit der Verkauf von im Auslande 
erlegtem Wilde geſtattet iſt. 

Nach § 6 des Geſetzes über die Schonzeit des Wildes, wirkſam 
für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, vom 19. Februar 
1873, L. G. Bl. Nr. 31, iſt das Herumtragen, Ausſtellen von Wild, 
rückſichtlich deſſen während der im § 1 vorgeſchriebenen Schonzeit die 
Jagd unterſagt iſt, während dieſer Zeit zum Verkaufe oder die Ver⸗ 
mittlung zun Verkaufe mit Straſe belegt und hat außerdem die Con⸗ 
fiscation des Wildes einzutreten. 

Nachdem der beſagte Geſetzesparagraph keine Beſtimmung darüber 
enthält, ob unter dieſem mit Verkaufsverbot belegten Wilde nur hier⸗ 
läudiſches, während der Schonzeit erlegtes Wild zu verſtehen ſei oder 


nicht, iſt die Frage, ob dieſer Paragraph auch auf außerhalb des 


Bereiches des Schongeſetzes im Auslande erlegtes und in das geſetzliche 
Geltungsgebiet überbrachtes Wild Anwendung zu finden habe, dem 
Wortlaute des Geſetzes nach nicht beantwortet. 

Erfährt nun dieſe Frage durch den Geiſt des Geſetzes eine 
bejahende Beantwortung? 

Diesbezüglich wurde von der k. k. n. 5. Statthalterei eine Ent⸗ 
ſcheidung gefällt, welche wegen ihres hervorragenden Belanges für die 
erörterte Erwägung nicht unerwähnt gelaſſen werden kann. 

Vor der Verkaufshalle des Marktvictualienhändlers David K. zu 
W. wurden am 16. März d. J. vom amtirenden Commiſſär, nach⸗ 
gewieſenermaßen vom Auslande überſendete 50 Stück Wildenten, rück⸗ 
ſichtlich deren jedoch in Nieder⸗Oeſterreich nach dem in Rede ſtehenden 
Geſetze die Erlegung in der Zeit vom 1. März bis 15. Juni ver⸗ 
boten iſt, mit Beſchlag belegt, und wurde mit Erkenntniß des Stadt⸗ 
magiſtrates daſelbſt vom 16. März d J., Z. 341 im Sinne des 
citirten 8 6 die Confiscation dieſer 50 Stück Wildenten verfügt. 

Hiegegen wandte ſich David K. mittelſt Einſchreitens vom 16. März 
d. J. an die k. k. n. ö. Statthalterei mit der Bitte, beſagte Confis⸗ 
cation aufzuheben, reſp. ihm die Bewilligung zur Wiederausfuhr des 
Wildes zu ertheilen. 

Der Stadtmagiſtrat beantragte in ſeinem Berichte über dieſes 
Einſchreiten an die Statthalterei die Abweiſung des in demſelben 
geſtellten Begehrens und hob hervor, daß, wenn derlei aus dem 
Auslande ſtammendes Wild zum Verſchleiße zugelaſſen würde, bei 
der Unnachweisbarkeit der Provenienz jedes einzelnen zum Ver⸗ 
kaufe ausgelegten Wildſtückes und bei der dadurch ſehr leicht begrün⸗ 
deten Möglichkeit, einheimiſches, während der Schon- 
zeit erlegtes Wild mittelſt eines Frachtbriefes über 
analoge, aus dem Auslande ſtammende Waare durch 
mehrere Wochen zu decken, die Anwendung des Geſetzes 
über die Schonzeit des Wildes unmöglich gemacht werden würde, 
eine Anwendung, welche ſchon an und für ſich ihre Schwierigkeiten 
biete, weil die Marktorgane nur das Recht haben, die Verfaufsftätten 
der Geſchäftsleute und nicht auch die Wohnräume derſelben zu revidiren. 
Was insbeſondere die Bitte um Bewilligung zur Wiederausfuhr der 
confiscirten Waare betreffe, glaube der Stadtmagiſtrat auch auf die 
ſchwierige Controle einer ſolchen Wiederausfuhr, wenn ſie geſtattet und 
dadurch ein Prineip geſchaffen würde, hinweiſen zu müſſen. 

Die Statthalterei eröffnete hierüber mit Entſcheidung vom 21. März 
1878, 8. 8546 dem Stadtmagiſtrate, daß dieſelbe „das recurrirte 
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Erkenntniß, womit die Confiscation von 50 Stück Wildenten im Sinne 
des § 6 des Wildſchongeſetzes vom 19. Februar 1873, L. G. B. 
Nr. 31 verfügt wurde, aufrecht zu erhalten und der diesfälligen 
Beſchwerde des David K., reſp. deſſen Bitte um Bewilligung zur Aus⸗ 
folgung des confiscirten Wildes behufs Rückſendung nach R. als dem 
Lieferungsorte keine Folge zu geben finde, weil das eitirte Landesgeſetz 
keinen Unterſchied bezüglich der Provenienz des nach 
eingetretener Schonzeit erlegten und zu Markte gebrad; 
ten Wildes mache und deßhalb die verfügte Confiscation geſetzlich 
begründet erſcheine.“ L. P. 


Bechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehärdlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Uferſchutz bei künſtlichen Gerinnen. 

Wenn der Seitenarm eines öffentlichen Gewäſſers durch Sperr⸗ 
ſchleußen, Feilgerinne und ſonſtige Anlagen derart hergerichtet wird, 
daß er vorwiegend als Werkeanal für die an demſelben beſtehenden 
Triebwerke dient, iſt derſelbe als ein künſtliches Gerinne anzuſehen, 
deſſen Erhaltung und Inſtandhaltung einſchließlich des Uferſchutzes 
vorbehaltlich rechtsgiltiger Verpflichtungen Anderer den Werkbeſitzern 
obliegt, welche denſelben benützen, nicht aber den Uferbeſitzern, deren 
Ufer bedroht oder beſchädigt werden. (58 39 und 40 W. G.) 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 3. Mai 1877, Z. 2090. 


Einſpruchsrecht der Nachbarn gegen Entwäſſerungs⸗ 
Bewäſſerungs anlagen. 


oder 


Wenn die obern oder untern Grundbeſitzer in der Lage find, bei 
einer von ihren Nachbarn auszuführenden Bewäſſerung oder Ent⸗ 
wäſſerung den ihnen etwa zugehenden Nachtheil dadurch abzuwenden, 
daß ſie ſich dem für ſie vortheilhaften Unternehmen anſchließen, oder 
gleichartige Anlagen machen, deren Nutzen überwiegend iſt, ſo haben ſie 
kein Recht, ſich dem Unternehmen der Nachbarn zu widerſetzen, da eine 
Gefährdung oder Benachtheiligung ihrer Rechte nicht behauptet werden kann. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 5. Mai 1877, Z. 3850. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben zu Oberfinanzräthen für den Bereich der Innsbrucker 
Finanz⸗Landesdirection ernannt: Den Oberfinanzrath und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Raguſa Marino Grafen Bonda, dann den Miniſterialſecretär im Finanz⸗ 
miniſterium Joſef Schuck und den Finanzrath der Laibacher Finanzdirection 
Thomas Bartuſchek. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Innsbrucker Finanz⸗Landes⸗ 
wache Johann Fink den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cabinetsſecretär, Regierungsrathe Auguſt 
Ritter v. Rengelr od, anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter 
eines k. k. Hofrathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Landes⸗ 
| vertheidigung Franz Weinmeifter den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Seeretär des Oberſtjägermeiſteramtes Karl 
zum wirklichen Hofſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Scriptor an der Bibliothek der techniſchen Hochſchule 
in m. Georg Jurmann zum Scriptor der Studienbibliothek in Salzburg 
ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den n.⸗6. Statthalterei⸗Concepts⸗ 
| Prafticanten Michael Freih. v. Pidoll zum Miniſterial⸗Concipiſten ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Franz Heufler in Meran 

zum Oberpoſtverwalter in Marienbad ernannt. 


| Bauer 
I 


Erledigungen. 

Steuereinnehmersſtelle bei der Finanzdirection für Ober⸗Oeſterreich in der 
neunten, eventuell Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten und eine Steueramts⸗ 
adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 

Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte in Tirol und Vorarlberg, bis 
15. Mai. (Amtsbl. Nr. 96.) 

Hüttenverwaltersſtelle, zugleich Leiter der k. k. Schwefelſäure⸗ und 
chemiſchen Productenfabrik in Unter⸗Heiligenſtadt in der neunten Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis 6. Juni (Amtsbl. Nr. 99.) 

Controlorsſtelle bei dem k. k. Gefälls⸗, Tabak⸗ und Stempelmarkenverſchleiß⸗ 
Magazinsamt, zugleich Hauptzollamt zweiter Claſſe in Stein in der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Officialsſtelle in der zehnten oder eine Aſſiſtentenſtelle 
in der eilſten Rangsclaſſe, bis 4. Juni. (Amtsbl. Nr. 99.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


